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Titel
Recht auf Vergessenwerden nach Krebs einführen

Beschreibung
Wir fordern ein gesetzliches Recht auf Vergessenwerden nach Krebs. Nach angemessenerFrist darf eine überstandene Krebserkrankung nicht mehr verpflichtend offengelegt, abgefragtoder zulasten Betroffener verwendet werden – etwa bei Versicherungen, Krediten,Verbeamtung sowie Adoptions- und Pflegeverfahren. Geheilt muss auch rechtlich geheiltbedeuten.

Begründung
Krebs betrifft Millionen Menschen in Deutschland. Allein 2023 wurden rund 517.800Menschen neu mit Krebs diagnostiziert. Insgesamt leben etwa 4,5 Millionen Menschen inDeutschland mit oder nach einer Krebserkrankung. Viele überleben – Kinder, Jugendlicheund Erwachsene.
Für viele endet die Belastung jedoch nicht mit der letzten Therapie. Auch Jahre oderJahrzehnte nach einer überstandenen Krebserkrankung kann die frühere Diagnose weiter zuNachteilen führen: bei Versicherungen, Krediten, Immobilienfinanzierungen, Verbeamtung,Adoption oder Pflegeelternschaft. Betroffene müssen ihre Erkrankung immer wiederoffenlegen, obwohl sie längst krebsfrei leben. Das erschwert Absicherung, Familienplanung,berufliche Wege und den Aufbau eines normalen Lebens.
Studien, Umfragen und Stellungnahmen von Betroffenen- und Fachorganisationen zeigen:Benachteiligungen nach Krebs sind kein Einzelfall. Besonders häufig genannt werdenProbleme bei Versicherungen; hinzu kommen Hürden bei Beruf, Verbeamtung, Adoption undweiteren Lebensbereichen.
Ein Recht auf Vergessenwerden bedeutet: Nach einer angemessenen Frist darf eineüberstandene Krebserkrankung nicht mehr verpflichtend offengelegt, abgefragt oder beiEntscheidungen zulasten der Betroffenen verwendet werden. Medizinische Nachsorge bleibtwichtig. Sie darf aber nicht zu pauschalem Misstrauen oder dauerhafter Ungleichbehandlungführen.
Wir fordern Bundestag und Bundesregierung auf, ein gesetzliches Recht aufVergessenwerden nach Krebs einzuführen:

· für alle Krebsüberlebenden
· spätestens fünf Jahre nach Ende der Behandlung ohne Rückfall,
· für Versicherungen, Kredite, Immobilienfinanzierungen, Verbeamtung, Adoption undPflegeelternschaft,



· mit klaren Regeln, Aufsicht und wirksamen Beschwerdemöglichkeiten,
· auf Basis aktueller medizinischer Erkenntnisse und regelmäßiger Evaluation.

Mehrere europäische Länder haben bereits Regelungen zum Right to be Forgotten eingeführt.Auch die EU-Richtlinie 2023/2225 erkennt das Problem für Versicherungen imZusammenhang mit Verbraucherkrediten an. Deutschland sollte diese Vorgaben nicht nur engumsetzen, sondern eine umfassende und faire Regelung schaffen.
Krebs zu überleben ist ein medizinischer und gesellschaftlicher Erfolg. Dieser Erfolg darfnicht dadurch entwertet werden, dass Menschen dauerhaft mit ihrer früheren Diagnosestigmatisiert werden.
Krebs darf kein lebenslanger Stempel sein. Deutschland braucht ein Recht aufVergessenwerden für alle Krebsüberlebenden.
Quellen: RKI/Zentrum für Krebsregisterdaten; Survivor Deutschland e.V. und DeutscheKinderkrebsstiftung, Positionspapier 2025; Hessing et al. 2025; DSfjEmK/DGHO; EuropeanCancer Organisation 2024; Richtlinie (EU) 2023/2225.




